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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.06.1969 

Geschäftszahl 

0035/69 

Rechtssatz 

Die Bestimmung des § 52 Abs 3 erster Satz KOVG ist auch in jenen Fällen anzuwenden, in denen eine 
Neubemessung der Zusatzrente deshalb erforderlich wurde, weil auf Grund der durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 258/1967 geschaffenen Neuregelung der Ermittlung des Einkommens aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 
Abs 4 und 5 KOVG) eine Änderung in der Höhe des für die Bemessung der Zusatzrente zu berücksichtigenden 
landwirtschaftlichen Einkommens eingetreten ist. (Hinweis auf E vom 8.2.1968, Zl. 1752/67) 


